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Die Berufung des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 2.
MÃ¤rz 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger 1/4 der
notwendigen auÃ�ergerichtlichen Kosten beider Instanzen zu erstatten. Die
Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Der KlÃ¤ger begehrt die Anerkennung und EntschÃ¤digung eines Basalioms als
weitere Folge einer anerkannten Berufskrankheit nach Nr. 1310 der Anlage zur
Berufskrankheitenverordnung.

Der heute 64-jÃ¤hrige KlÃ¤ger war vom 13. MÃ¤rz 1963 bis zum 23. August 1965
vollschichtig im so genannten T-SÃ¤urebetrieb der Firma C.H. B. im Werk H. M.
beschÃ¤ftigt und dort (unter anderem) gegenÃ¼ber 2,3,7,8 TCDD (Dioxin), einem
chlorierten Aryloxid, exponiert. Nach KÃ¼ndigung dieser Arbeitsstelle war er
zunÃ¤chst bis 31. Dezember 1968 bei einem Textilhersteller als
Maschineneinrichter, danach bis November 1980 als Polierer und Glasschleifer in
der Produktion von BrillenglÃ¤sern tÃ¤tig und anschlieÃ�end arbeitslos. Seit Januar
1993 bezieht er aufgrund eines vor dem Sozialgericht Hamburg (16 J 440/93)
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geschlossenen Vergleichs Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit. Der Nervenfacharzt
Dr. H. hatte ihn aufgrund festgestellter neuropsychiatrischer StÃ¶rungen nicht mehr
fÃ¼r fÃ¤hig gehalten, auch nur leichte kÃ¶rperliche und geistige Arbeiten zu
verrichten, und die Landesversicherungsanstalt Freie und Hansestadt Hamburg
daraufhin den Rentenanspruch zum 1. Januar 1993 anerkannt.

Durch Ã¤rztliche Anzeige einer Berufskrankheit des Arztes Prof. Dr. M. vom 28.
MÃ¤rz 1994 gelangte der Beklagten zur Kenntnis, dass der KlÃ¤ger seit 1965 unter
Kopfschmerzen, SchlafstÃ¶rungen, depressiven VerstimmungszustÃ¤nden,
Vergesslichkeit und AntriebsstÃ¶rungen sowie seit etwa 1980 unter einem
Hautsarkom leide. Professor Dr. M. fÃ¼hrte diese Beschwerden auf dem Umgang
mit toxischen Chemikalien bei der Lindan- und T-SÃ¤ureproduktion zurÃ¼ck und
nahm an, dass eine Erkrankung durch halogenierte Alkyl-Aryloxide vorliege. Ein
daraufhin von der FachÃ¤rztin fÃ¼r Dermatologie Dr. D. eingeholter Befundbericht
ergab in Ã�bereinstimmung mit dem Befundbericht des
UniversitÃ¤tskrankenhauses E. vom 19. MÃ¤rz 1981, dass der KlÃ¤ger unter einem
Basaliomrezidiv im Bereich des rechten Oberschenkels gelitten hatte, welches
operativ entfernt geworden war. Das von der Beklagten beigezogene
Vorerkrankungsverzeichnis der Betriebskrankenkasse der Firma B. weist fÃ¼r 1964
eine Thyreoidosis (EntzÃ¼ndung der SchilddrÃ¼se) sowie fÃ¼r 1965 eine
Chlorvergiftung mit einer ArbeitsunfÃ¤higkeit im Zeitraum vom 11. August bis 30.
August 1965 aus. Die von der Beklagten ebenfalls beigezogene Niederschrift Ã¼ber
die Einstellungsuntersuchung bei der Firma B. vom 3. April 1963 enthÃ¤lt unter dem
Abschnitt "Haut" den Hinweis "Akne juvenilis (Commedonen, Narben, Papeln im
Gesicht, Brust, RÃ¼cken Pusteln)". Eine auf Veranlassung der Beklagten
durchgefÃ¼hrte Untersuchung zur Bestimmung von PCDF/PCDD im Blut des
KlÃ¤gers ergab fÃ¼r den Mai 1994 eine Belastung mit 12,8 ppt 2,3,7,8 TCDD im
KÃ¶rperfett des KlÃ¤gers bei Medianwerten fÃ¼r die unbelastete BevÃ¶lkerung von
3,6 ppt fÃ¼r die Jahre 1987 bis 1989, 4,4 ppt fÃ¼r 1992 und 2,7 fÃ¼r 1993.

Die Beklagte lieÃ� daraufhin den KlÃ¤ger (u.a.) hautfachÃ¤rztlich von Dr. K.
untersuchen. Dieser diagnostizierte in seinem schriftlichen Gutachten vom 6. Juni
1995 eine vermiculÃ¤re NÃ¤rbchenbildung beider Wangen, einen Zustand nach
Excision und cryochirurgischer Behandlung eines Basaliomrezidivs an rechten
Oberschenkel, einen Zustand nach Entfernung eines Granuloma teleangiektatikums
(eines HÃ¤mangioms) vom 2. Finger der linken Hand, einen Zustand nach Excision
zahlreicher benigner Tumoren vom Stamm und rechten Oberschenkel, Fibromata
pendulantes im Bereich der Achseln und schlieÃ�lich ein seborrhisches
Gesichtsekzem geringster AusprÃ¤gung. Da nicht sicher sei, ob der KlÃ¤ger in
seiner Jugendzeit an einer Akne gelitten habe, bestehe eine gewisse Unsicherheit
der EinschÃ¤tzung. Sicher sei aber, dass eine Akne durchgemacht wurde, da die
Form der NÃ¤rbchen fÃ¼r eine Akne typisch sei. Ein Zusammenhang zwischen dem
Basaliom, den benignen Tumoren sowie dem Granuloma teleangiektatikum und der
beruflichen TÃ¤tigkeit bei der Firma B. bestehe nicht. Eine Minderung der
ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE) sei selbst dann nicht festzustellen, wenn die NÃ¤rbchen im
Bereich der Wangen als Restzustand einer abgelaufenen Chlorakne bewertet
wÃ¼rden. Auch dann wÃ¤re die MdE mit null v.H. einzuschÃ¤tzen.
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Auf Grund des von der Beklagten ferner eingeholten neurologisch-psychiatrischen
Gutachtens des Dr. L. vom 1. Juli 1995, der ein Polyneuropathiesyndrom und diffuse
BefindlichkeitsstÃ¶rungen auf seinem Fachgebiet festgestellt hatte, erkannte die
Beklagte mit Bescheid vom 18. Oktober 1995 eine neurologische Erkrankung als
Folge der versicherten TÃ¤tigkeit als Berufskrankheit nach Ziffer 1310 der Anlage
zur Berufskrankheitenverordnung an und gewÃ¤hrte eine Rente nach einer MdE von
30 v.H. seit dem 1. Januar 1990. Die vorhergehenden RentenansprÃ¼che seien
verjÃ¤hrt. Nicht als Folge der Berufskrankheit anerkannt wurden ein Asthma
bronchiale so wie Hautbeschwerden. Hiergegen erhob der KlÃ¤ger schriftlich
Widerspruch. In dem vom KlÃ¤ger unterzeichneten Widerspruchsschreiben vom 23.
Oktober 1995 heiÃ�t es:

" GrundsÃ¤tzlich bin ich mit der HÃ¶he der festgesetzten M.d.E. einverstanden
Nicht akzeptieren kann ich jedoch die Ausgrenzung der HautverÃ¤nderungen aus
den Folgen der Berufskrankheit. Ich bitte deswegen um Ã�berprÃ¼fung Ihres
Bescheides."

Die Beklagte wies den Widerspruch mit Bescheid vom 19. MÃ¤rz 1996 zurÃ¼ck. Sie
blieb bei ihrer Auffassung. Der KlÃ¤ger hat daraufhin fristgerecht Klage erhoben,
mit der er sein auf Anerkennung eines Hautkrebs und einer Chlorakne als weitere
Folgen der anerkannten Berufskrankheit gerichtetes Begehren weiter verfolgt hat.

Das Sozialgericht hat ein hautfachÃ¤rztliches Gutachten von Dr. R. eingeholt. Dieser
hielt dafÃ¼r, dass der KlÃ¤ger in seinem Leben eine erhebliche Akne durchgemacht
haben mÃ¼sse. Jedoch lieÃ�en sich Anzeichen einer durchgemachten Chlorakne
retrospektiv nicht feststellen. Die auf dermatologischem Gebiet bestehenden
GesundheitsstÃ¶rungen seien nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit auf die
Exposition gegenÃ¼ber TCDD zurÃ¼ckzufÃ¼hren.

Daraufhin hat das Sozialgericht die Klage durch Urteil vom 2. MÃ¤rz 2001
abgewiesen. Gegen das seinem ProzessbevollmÃ¤chtigten am 8. MÃ¤rz 2001
zugestellte Urteil hat der KlÃ¤ger am 29. MÃ¤rz 2001 Berufung eingelegt. Entgegen
der Auffassung des Sozialgerichts sei die durchgemachte Akne ebenso auf die
berufliche Exposition zurÃ¼ckzufÃ¼hren wie die Entstehung der Tumore.

Das Berufungsgericht hat von Amts wegen ein Gutachten des Hautarztes und
Allergologen Dr. U. eingeholt. Dieser hat einen Zustand nach einmalig
rezidivierendem Basaliom am rechten Oberschenkel, einen Zustand nach Akne
juvenilis, keinen sicheren Anhalt fÃ¼r eine stattgehabte Chlorakne, und einen
Zustand nach Entfernung multipler benigner Tumoren diagnostiziert. Der Gutachter
vertritt die Auffassung, es sei zwar bisher nicht mÃ¶glich gewesen, einen sicheren
Zusammenhang zwischen dem Auftreten bÃ¶sartiger Tumore und einer
Dioxinbelastung herzustellen, jedoch werde allgemein angenommen, das dem
Dioxin eine insoweit promovierende Wirkung zukomme. Ausgehend von einer
Endbelastung von 215 ppt zum Zeitpunkt des Ausscheidens, welcher Wert durch
RÃ¼ckrechnung des ermittelten Wertes von 12,8 ppt gewonnen werde, sei
vorliegend unter Zugrundelegung der Konvention der Beklagten bei einer hohen
Endbelastung (ab 200 ppt), bei einer Latenzzeit von nicht wesentlich unter zwanzig
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Jahren und beim Fehlen konkurrierender wesentlicher Ursachen von einer
KausalitÃ¤t zwischen Exposition und Tumorerkrankung auszugehen. Danach sei
zwar nicht die Chlorakne, aber das Basaliom als weitere Folge der anerkannten
Berufskrankheit anzuerkennen sei. Die MdE werde auf dermatologischem Gebiet mit
20 v.H. angenommen. Auf das schriftliche Gutachten (GA Blatt 144 ff.) wird
ergÃ¤nzend Bezug genommen.

Die Beklagte tritt den AusfÃ¼hrungen des SachverstÃ¤ndigen entgegen. Bereits der
Ansatz des Gutachters sei fraglich. Zwar gebe die Konvention den derzeitigen
mehrheitlichen Meinungsstand in der medizinischen Wissenschaft wieder, jedoch
habe der Gutachter bei seinen Berechnungen einen Fehler gemacht. Die
RÃ¼ckrechnung fÃ¼r den KlÃ¤ger ergebe nÃ¤mlich bei erforderlichem Abzug des
Medianwertes lediglich 146 ppt (bzw. 173 ppt bei Abzug des im Zeitpunkt der
Analyse gÃ¼ltigen Medianwertes) bezogen auf den Zeitpunkt des Ausscheidens. Im
Ã�brigen sei die MdE-Bewertung fÃ¼r das Basaliom im vorliegenden Fall nicht
nachvollziehbar. Der Gutachter selbst beschreibe, dass Basaliome im Allgemeinen
nach kompletter Entfernung als ausgeheilt gelten. GegenwÃ¤rtig sei somit eine MdE
v. H. anzunehmen.

Mit Beweisanordnung vom 28. November 2002 hat das Berufungsgericht auf Antrag
des KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG entschieden, ein weiteres hautfachÃ¤rztliches
Gutachten nach ambulanter Untersuchung, und zwar von Prof. Dr. R1 einzuholen.
Vor DurchfÃ¼hrung der Untersuchung entzog der KlÃ¤ger dem Gutachter jedoch
das Vertrauen, so dass dieser seine Beurteilung nach Aktenlage auf der Grundlage
der bis zum Entzug des Auftrages durchgefÃ¼hrten Ermittlungen abgab. Er hÃ¤lt
eine KausalitÃ¤t zwischen beruflicher Exposition und Chlorakne sowie dem
Auftreten des Basalioms nicht fÃ¼r wahrscheinlich. Auf das schriftliche Gutachten
(GA Blatt 247 ff.) wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

Auf weiteren Antrag des KlÃ¤gers nach Â§ 109 SGG hat das Berufungsgericht diesen
schlieÃ�lich durch die Direktorin der Klinik und Poliklinik fÃ¼r Dermatologie und
Venerologie des UniversitÃ¤tskrankenhauses E. untersuchen und schriftlich
begutachten lassen. Frau Prof. Dr. M1 gelangt nach ambulanter Untersuchung des
KlÃ¤gers in ihrem schriftlichen Gutachten vom 1. Juli 2005 aufgrund eines
Vergleichs von Fotos aus der Zeit vor und nach der TÃ¤tigkeit bei der Fa. B. zu dem
Ergebnis, dass der KlÃ¤ger bereits kurz nach Aufnahme der fraglichen
BeschÃ¤ftigung unter einer Chlorakne gelitten hat. Die Dokumentation der
Einstellungsuntersuchung stehe dem nicht entgegen, weil eine Chlorakne bereits
kurz nach einer entsprechenden Exposition auftreten kÃ¶nne und die Untersuchung
erst drei Wochen nach Aufnahme der TÃ¤tigkeit stattgefunden habe (GA Blatt 376
ff.). Sie persistiere oft Ã¼ber mehrere Jahre. Allerdings fÃ¼hre der erkennbare
Restzustand zu keiner hÃ¶heren MdE als die bereits anerkannte in HÃ¶he von 30 %.
Auf das schriftliche Gutachten (GA Blatt 370 ff.) wird ergÃ¤nzend Bezug genommen.

In der mÃ¼ndlichen Verhandlung vor dem erkennenden Senat hat die medizinische
SachverstÃ¤ndige ihr schriftliches Gutachten erlÃ¤utert. Daraufhin hat die Beklagte
in AbÃ¤nderung des angefochtenen Bescheides als weitere Folge der anerkannten
Berufskrankheit nach Nr. 1310 der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung eine
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"abgeheilte Chlorakne" anerkannt. Dieses Teilanerkenntnis hat der KlÃ¤ger
angenommen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Hamburg vom 2. MÃ¤rz 2001 aufzuheben und die
Beklagte unter Ã�nderung ihres Bescheides vom 18. Oktober 1995 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 19. MÃ¤rz 1996, beide in der Fassung des heute
abgegebenen Anerkenntnisses, zu verurteilen, die Hautkrebserkrankung (Basaliom)
des KlÃ¤gers als weitere Folge der anerkannten Berufskrankheit nach Nr. 1310 der
Anlage zur Berufskrankheitenverordnung anzuerkennen und zu entschÃ¤digen.

Die Beklagte beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verteidigt den angefochtenen Bescheid in der Fassung des abgegebenen
Anerkenntnisses.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte sowie auf denjenigen der ausweislich der Sitzungsniederschrift
zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemachten Akten Bezug
genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung gegen das Urteil des Sozialgerichts ist nach Â§Â§ 143, 144 SGG
statthaft und im Ã�brigen zulÃ¤ssig, namentlich fristgerecht (Â§ 151 Abs. 1 SGG)
eingelegt worden.

Die Berufung ist aber nicht begrÃ¼ndet. Das Sozialgericht hat die Klage zu Recht
abgewiesen.

a) Soweit der KlÃ¤ger die EntschÃ¤digung weiterer Folgen der anerkannten
Berufskrankheit nach Nr. 1310 der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung, d.h.
die GewÃ¤hrung einer Rente nach einer hÃ¶heren MdE als 30 v.H. begehrt, steht
dem bereits die Bestandskraft des Bescheides vom 18. Oktober 1995 entgegen. Er
kann eine weitergehende EntschÃ¤digung als diejenige, die ihm durch den
angefochtenen Bescheid bereits gewÃ¤hrt wurde, nÃ¤mlich schon deshalb nicht
(mehr) verlangen, weil er sich mit seinem Widerspruch nicht gegen die HÃ¶he der
Rente, sondern ausschlieÃ�lich gegen die Ablehnung der Anerkennung weiterer
Folgen gewandt hat. Dies folgt aus dem Widerspruchsschreiben vom 23. Oktober
1995. Danach hat er mit seinem Widerspruch ausschlieÃ�lich die Ausgrenzung der
HautverÃ¤nderungen gerÃ¼gt, jedoch keine hÃ¶here EntschÃ¤digung begehrt. Auf
diesen rechtlichen Gesichtspunkt hat der Senat Eingangs der mÃ¼ndlichen
Verhandlung hingewiesen. Da der KlÃ¤ger sich auf diesen Umstand sogleich
erklÃ¤rt hat, ohne Vertagung zu beantragen, konnte der Senat seine Entscheidung
hierauf stÃ¼tzen, ohne die Beteiligten zu Ã¼berraschen oder ihnen das rechtliche
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GehÃ¶r zu versagen.

b) Das ausschlieÃ�lich auf die Anerkennung weiterer Folgen der anerkannten
Berufskrankheit in Gestalt eines entfernten Basalioms gerichtete und mit der
Berufung weiter verfolgte Ã¼brige Klagebegehren ist zulÃ¤ssig, obwohl der Erfolg
dieser Klage dem KlÃ¤ger zunÃ¤chst keine geldwerten Vorteile brÃ¤chte.
Gleichwohl steht ihm fÃ¼r dieses Begehren ein rechtlich schÃ¼tzenswertes
Interesse zur Seite. In der Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (vgl. etwa Urt.
vom 15. Februar 2005, B 2 U 1/04 R und vom 3. April 1980, 8 RKnU 3/88) ist
nÃ¤mlich anerkannt, dass der Versicherte nicht nur gegenwÃ¤rtige
Leistungspflichten aufgrund eines UnfallversicherungsverhÃ¤ltnisses geltend
machen, sondern auch die isolierte Feststellung begehren kann, dass der TrÃ¤ger
der Unfallversicherung fÃ¼r einen erst kÃ¼nftig eintretenden Leistungsfall
einzustehen hat. Dies folgt aus Â§ 55 Abs. 1 Nr. 3 SGG. Diese Sicht trÃ¤gt der
Unterscheidung zwischen Versicherungsfall und Leistungsfall Rechnung, wie er
nunmehr in Â§ 7 Sozialgesetzbuch Siebtes Buch â�� Gesetzliche Unfallversicherung
â�� (SGB VII) zum Ausdruck kommt. Hiernach sind VersicherungsfÃ¤lle
ArbeitsunfÃ¤lle und Berufskrankheiten, wÃ¤hrend der Eintritt eines Leistungsfalles
an das Vorliegen weiterer tatbestandlicher Merkmale geknÃ¼pft ist. Erst wenn in
der Zukunft, etwa bei Verschlimmerung des Leidens, die erfolgte Anerkennung
weiterer Folgen eine hÃ¶here MdE ergibt, liegt ein (weiterer) Leistungsfall vor. Dann
ist von Gesetzes wegen zu leisten. Einer Verpflichtung zum Erlass eines
entsprechenden Verwaltungsaktes bedarf es nicht. Dieser Rechtsprechung folgt der
erkennende Senat. Sie fÃ¼hrt dazu, dass der KlÃ¤ger den Streit um die
Anerkennung des Basalioms als weitere Folge fÃ¼hren kann, obwohl gegenwÃ¤rtig
eine hÃ¶here Rente hieraus nicht folgt.

Das auf die Anerkennung des Basalioms als weitere Folge der anerkannten
Berufskrankheit gerichtete Begehren ist aber nicht grÃ¼ndet.

Auf dieses Begehren finden noch die Vorschriften der Reichsversicherungsordnung
â�� RVO â�� Anwendung, weil ein Versicherungsfall vor dem Inkrafttreten des
Siebten Sozialgesetzbuchs, Gesetzliche Unfallversicherung (SGB VII) am 1. Januar
1997 geltend gemacht wird (vgl. Art. 36 Unfallversicherungs-Einordnungsgesetz
vom 7. August 1996, BGBl. I, S. 1254, 1317, Â§ 212 SGB VII). GemÃ¤Ã� den Â§Â§
547 ff. RVO gewÃ¤hrt der TrÃ¤ger der Unfallversicherung EntschÃ¤digung wegen
der Folgen eines Arbeitsunfalls. Als Arbeitsunfall gilt nach Â§ 551 Abs. 1 Satz 1 RVO
auch eine Berufskrankheit. Berufskrankheiten sind gemÃ¤Ã� Â§ 551 Abs. 1 Satz 2
RVO die in der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung aufgefÃ¼hrten
Krankheiten, die ein Versicherter bei einer der in den Â§Â§ 539, 540 und 543 bis
545 genannten TÃ¤tigkeiten erleidet. Voraussetzung fÃ¼r die Anerkennung einer
Erkrankung als Folge einer Berufskrankheit ist danach, dass die schÃ¤digende
Einwirkung ursÃ¤chlich auf die versicherte TÃ¤tigkeit zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist (so
genannte haftungsbegrÃ¼ndende KausalitÃ¤t) und den Gesundheitsschaden
verursacht hat (so genannte haftungsausfÃ¼llende KausalitÃ¤t). WÃ¤hrend die
einzelnen Glieder der Kausalkette (versicherte TÃ¤tigkeit, schÃ¤digende Einwirkung
und Gesundheitsschaden) mit an Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit
feststehen mÃ¼ssen, ohne dass eine vÃ¶llige Gewissheit zu fordern ist, genÃ¼gt
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fÃ¼r den â�� doppelten â�� Ursachenzusammenhang eine hinreichende
Wahrscheinlichkeit, d.h. es mÃ¼ssen mehr Gesichtspunkte dafÃ¼r als dagegen
sprechen.

Aufgrund seiner BeschÃ¤ftigung bei der Fa. B. gehÃ¶rt der KlÃ¤ger zu dem in der
gesetzlichen Unfallversicherung versicherten Personenkreis. Nach dem
Gesamtergebnis des Verfahrens steht auch fest, dass der KlÃ¤ger wÃ¤hrend der
Zeit seiner BeschÃ¤ftigung in hÃ¶herem MaÃ�e als die Ã¼brige BevÃ¶lkerung
gegenÃ¼ber 2,3,7,8 TCDD (Dioxin), einem chlorierten Aryloxid, exponiert war.
Dieser Stoff gehÃ¶rt zu der Gruppe der in Nr. 1310 der Anlage zur
Berufskrankheitenverordnung genannten. Keinem Zweifel unterliegt auch, dass
beim dem KlÃ¤ger zweimal an derselben Stelle ein sogenanntes Basaliom, ein nicht
metastasierender, semimaligner Tumor, aufgetreten ist und operativ entfernt
wurde. Jedoch hat der KlÃ¤ger entgegen der ersten EinschÃ¤tzung von Prof. Dr. M.
nicht an einem Sarkom, einem malignen, metastasierenden Tumor, gelitten.

Es lÃ¤sst sich aber nicht mit hinreichender Wahrscheinlichkeit feststellen, dass das
zweimalige Auftreten eines Basalioms auf die Einwirkung von Dioxin im
BeschÃ¤ftigungsbetrieb des KlÃ¤gers zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Hier fehlt es bereits
an der generellen Eignung des Stoffes, diese Erkrankung hervorzurufen.

Bei der Nr. 1310 der Anlage zur Berufskrankheitenverordnung handelt es sich um
einen Berufskrankheitentatbestand mit unbestimmter Krankheitsbezeichnung.
Deshalb ist â�� anders als bei den speziell umschriebenen TatbestÃ¤nden mit
bestimmter Krankheitsbezeichnung, bei der diese PrÃ¼fung antizipiert ist â�� die
generelle Eignung der Einwirkung, bestimmte Erkrankungen hervorzurufen,
besonders zu prÃ¼fen und festzustellen. Nach dem Gesamtergebnis des Verfahrens
steht fest, dass der Stoff, gegenÃ¼ber dem der KlÃ¤ger exponiert war, nach dem
hier anzuwendenden MaÃ�stab der hinreichenden Wahrscheinlichkeit generell
geeignet ist, eine Chlorakne hervorzurufen (zur generellen Eignung einer
Einwirkung und zum Grad der erforderlichen Gewissheit vgl. Koch in Lauterbach,
Unfallversicherung-Sozialgesetzbuch VII, Stand Mai 2005, Â§ 9, Rdrn. 105). Alle
tÃ¤tig gewesenen medizinischen SachverstÃ¤ndigen gehen hiervon aus. Eine
Chlorakne ist die klassische Akutreaktion auf die Exposition gegenÃ¼ber 2,3,7,8
TCDD. Anders verhÃ¤lt es sich jedoch mit Basaliomen. WÃ¤hrend Ã¼ber das
Auftreten von Weichteilsarkomen nach Dioxin-Einwirkung in EinzelfÃ¤llen berichtet
und eine generelle Eignung vertreten wird, wird Derartiges fÃ¼r Basaliome noch
nicht einmal diskutiert (vgl. Mehrtens/Perlebach, Die Berufskrankheitenverordnung,
Stand Oktober 2005, Rdnr. 2 zu M 1310 sowie Koch, a.a.O., Â§ 9 Anh IV, Rdnr. 8).
Dies entspricht auch der EinschÃ¤tzung der medizinischen SachverstÃ¤ndigen Prof.
Dr. M1, wonach allein der Stoff Arsen als AuslÃ¶ser fÃ¼r Basaliome bekannt ist und
wonach diese im Ã�brigen stets vor dem Hintergrund einer genetischen
Veranlagung, des Einwirkens von UV-Licht oder ionisierender Strahlung entstehen.
Auch Prof. Dr. R1 kommt in seinem Gutachten nach Aktenlage zu dem Ergebnis
fehlender UrsÃ¤chlichkeit zwischen Dioxin-Einwirkung und dem Entstehen von
Basaliomen. Der Senat folgt diesen sachverstÃ¤ndigen Ã�uÃ�erungen. Hiernach ist
ein ursÃ¤chlicher Zusammenhang zwischen Dioxin-Einwirkung und Basaliomen
nicht mehr als eine wissenschaftlich nicht belegte MÃ¶glichkeit. Der dem entgegen
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stehenden sachverstÃ¤ndigen Ã�uÃ�erung von Dr. U., der ohne Weiteres von einem
hinreichend wahrscheinlichen ursÃ¤chlichen Zusammenhang zwischen Dioxin-
Einwirkung und dem Auftreten des Basalioms ausgeht, vermag der Senat nicht zu
folgen. Diese EinschÃ¤tzung steht nicht nur im Widerspruch zur medizinischen
Literatur und der Auffassung der Ã¼brigen medizinischen SachverstÃ¤ndigen. Dr.
U. gibt fÃ¼r seine hiervon abweichende EinschÃ¤tzung auch keinerlei
BegrÃ¼ndung und stÃ¼tzt sie schlieÃ�lich auf ein offensichtliches FehlverstÃ¤ndnis
der lediglich zur Beweiserleichterung geschaffenen Konvention der
Berufsgenossenschaft der chemischen Industrie, die nach herrschender Auffassung
als sog. antizipiertes SachverstÃ¤ndigengutachten zu bewerten ist (vgl.
Mehrtens/Perlebach, a.a.O., E Â§ 9, Rdnr. 26.9 m.N sowie SchÃ¶nberger, Mehrtens,
Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 7. Aufl. 2003, S. 111). Die nach der
Konvention fÃ¼r die Annahme eines Ursachenzusammenhanges zwischen
Dioxinexposition und Krebserkrankungen erforderlichen drei Voraussetzungen sind
nÃ¤mlich â�� die nach Auffassung des Senats fehlende generelle Eignung des
TCDD, Basaliome hervorzurufen, hier unterstellt â�� entgegen der von Dr. U.
geÃ¤uÃ�erten Auffassung nicht gegeben. Zum einen fehlt eine "hohe Exposition",
d.h. eine solche zwischen 200 und 300 ppt TCDD zum Zeitpunkt der Beendigung der
Exposition. Vorliegend ist bei einer mittleren Halbwertzeit von 7 Jahren, einem
Expositionsende im August 1965 und einem im Mai 1994 gemessenen Wert von
12,8 ppt TCDD sowie einer Hintergrundbelastung von 2,7 ppt TCDD im Zeitpunkt
der Blutentnahme und 4,1 Halbwertzeiten von einer Maximalbelastung von etwa
175 ppt TCDD (genau 173, 2 ppt) auszugehen. Dieser Wert stellt keine der
Konvention entsprechende hohe Belastung dar. Auch die Latenzzeit unterschreitet
mit 15 Jahren (erstmaliges Auftreten des Basalioms an derselben Stelle 1980) die
vorausgesetzte Zeitspanne von nicht wesentlich unter 20 Jahren deutlich. Die
sachverstÃ¤ndige Ã�uÃ�erung von Dr. U. ist deshalb fÃ¼r den Senat nicht
nachvollziehbar.

Der vom KlÃ¤ger erbetenen ergÃ¤nzenden Stellungnahme von Dr. U. zur Frage
eines Zusammenhanges zwischen Basaliomen und einer abgelaufenen Chlorakne
bedarf es im Hinblick auf die stattgefundene ergÃ¤nzende Befragung der
medizinischen SachverstÃ¤ndigen zu dieser Frage nicht. Frau Prof. Dr. M1 hat
schlÃ¼ssig und nachvollziehbar erlÃ¤utert, dass chronische HautentzÃ¼ndungen
zwar grundsÃ¤tzlich tumorpromovierend sein kÃ¶nnen, dass die Entstehung eines
Tumors auf der Grundlage einer chronischen HautentzÃ¼ndung aber die IdentitÃ¤t
der Ã�rtlichkeit voraussetzt. Es ist aber weder dem Sachverhalt zu entnehmen noch
behauptet der KlÃ¤ger, dass er jemals von einer Chlorakne an der Stelle, nÃ¤mlich
am Oberschenkel, heimgesucht worden wÃ¤re, an der spÃ¤ter das Basaliom
aufgetreten ist.

Der vom KlÃ¤ger weiter erbetenen ergÃ¤nzenden Stellungnahme von Dr. U. zur
Frage der HÃ¶he der MdE seit dem 7. November 1980 bedarf es ebenso wenig. Wie
ausgefÃ¼hrt ist der angegriffene Bescheid hinsichtlich der HÃ¶he der zu
gewÃ¤hrenden EntschÃ¤digung bestandskrÃ¤ftig geworden, weil sich der KlÃ¤ger
mit der ihm zugebilligten EntschÃ¤digung ausdrÃ¼cklich einverstanden erklÃ¤rt
hat. Wie die Beklagte in dem angegriffenen Bescheid Ã¼berdies zutreffend
ausgefÃ¼hrt hat, sind die RentenansprÃ¼che des KlÃ¤gers bis einschlieÃ�lich 31.
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Dezember 1989 verjÃ¤hrt. SpÃ¤testens im Jahre 1986 war zudem die ehemals
akute Akne bereits abgeklungen. Dies folgt aus der im Rahmen des Sozialplans zur
AuflÃ¶sung der Fa. B. stattgefundenen Untersuchung des KlÃ¤gers in diesem Jahr.
Bereits seinerzeit konnten auf dermatologischem Fachgebiet keine pathologischen
Befunde mehr gefunden werden (vgl. den Untersuchungsbericht des Instituts fÃ¼r
Arbeits- und Sozialmedizin der J. G. UniversitÃ¤t M. vom 6. Mai 1987, VV der
Beklagten Blatt 61 ff.). Danach mag es zwar sein, dass fÃ¼r die Chlorakne in der
Akutphase eine MdE zuzubilligen gewesen wÃ¤re. FÃ¼r die Entscheidung des
Rechtsstreits kommt es hierauf jedoch nicht an.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§ 193 SGG und entspricht dem Ausgang des
Rechtsstreits in der Hauptsache.

Der Senat hat die Revision gegen diese Entscheidung nicht zugelassen, weil die
gesetzlichen Voraussetzungen des Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1 oder Nr. 2 SGG nicht
vorliegen.

Erstellt am: 23.02.2006

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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